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Selen. Sammlung m 
für die 


RAN ig lich en Preußiſchen Staaten 


No. 74. m 


Wo. 3 RR Rabinetsorber vom A1ten April 1822., wegen zu bebagtenber 


Reziprozität in der Abſchoß⸗Freiheit gegen die nordamerlkautſchen Bretz 


ſtaaten wie gegen jede andere Staaten. 


Ara Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom Iten v. M. beſtimme Ich hier⸗ 
mit: daß, da das Jus detractus (Abſchoß⸗ und Abfahrtsgeld) in keinem Theile 
der nordamerikaniſchen Freiſtaaten mehr beſteht, die Reziprozität genau beob⸗ 
achtet und in ſaͤmmtlichen Preußiſchen Staaten gegen die vereinigten Staaten 
von Nordamerika weder Abfahrts- noch Abſchoßgeld genommen werden ſoll. 
Hiernach haben Sie jetzt bei dem zur Sprache gekommenen Falle, wo 
von Erfurt nach Neu⸗Orleans Vermögen ausgeführt werden ſoll, zu verfahren. 
Bei dieſer Veranlaſſung beſtimme Ich zugleich, daß auch gegen andere 
Staaten, in denen das Jus detractus nicht mehr zur Anwendung S fort⸗ 
hin weder Abſchoß⸗ noch Abfahrtsgeld genommen werden ſoll. S 8 
x Berlin, den Iiten April 1822. S S 


1 | Friedrich Wilheln. 


An 
die Chants: Minifes von Schuckmann und Graf von  Bernstorff 2 


m 11 attersöäe. Kabinetsorder vom Aten Juli 1822., wegen einer nabrak 


zur Anmeldung der aus den verſchiedenen Staats⸗ Anleihen im oe 


gen Herzogthum Warſchau ſtatt findenden Forderungen. 


U. die Sapne für Kapital und Zinſenrückſtaͤnde bis erſten Januar d. J. 
J) aus der Staats ⸗ eUuleibe des ebenaligen Herzogtums . vom 
Jahre 1808, 


29) aus der Anleihe des Warſchauſchen Goudemement aus denfeben Jahre 


von den Domainen⸗Paͤchtern, und 
3) aus der außerordentlichen Anleihe vom Jahre 1812. 
ſo weit ſie nach Artikel X. der Konvention zwiſchen Preußen und Rußland & d. 


Berlin den 22ſten Mai 1819. auf den dieſſeitigen Gebietstheil des gedachten ehe- S 


- en Herzogthums fallen, vollſtaͤndig kennen zu lernen, beſtimme Ich hiermit: 
Jahrgang 1822. Ce daß 


(Ausgegeben zu Berlin den 20ſten Juli 1822.) 


- — = 


bag ſaͤmmtliche dies faltige Gläubiger durch die zu einer hinreichenden Publizitaͤt 
geeignet ſcheinenden offentlichen Blaͤtter aufgefordert werden ſollen, ihre 
ſpruͤche innerhalb einer dreimonatlichen Praͤkluſiofriſt bei der von Mir H 2 S 
neten Kommiſſion, fuͤr die dieſſeits zu regulirenden Anforderungen an das ehe⸗ 
malige Herzogthum Warſchau in Bromberg, abgeſehen davon, ob ſolche ſchon 
fruͤher bei einer andern Behörde nachgeſucht worden, oder nicht, anzumelden, 
mit der Verwarnung, daß alle dergleichen Anſpruͤche, welche innerhalb jener 
Friſt nicht bei dieſer Kommiſſton angemeldet worden, ohne Ausnahme, und, 
wie ſich von ſelbſt verſteht, ohne weiteres ſpezielles Verfahren uͤberhaupt, als 
voͤllig erloſchen zu behandeln, mithin in e Art künftig zu beruͤckſichti⸗ 
en ſind. E 
: Nach erfolgter Prüfung und Feſiſetzung durch das Schasminifierium ſoll 
der liquide Betrag der Staatsſchuldenverwaltung uͤberwieſen werden. An Zin⸗ 
ſen werden ohne Ruͤckſicht auf den urſpruͤnglichen Zinſenfuß 4 Prozent gewaͤhrt. 
Die umberichtigten find ſaͤmmtlich nach dieſem Zinsfuß zu kapitaliſiren, vom 
erſten Januar dieſes Jahres an, aber baar zu zahlen. 


Berlin, den Aten Juli 1822. 
| Friedrich Wilhelm. 
An : 3 

das Staatsminiſterium. x 

— —— — 

No. 7380 Allerhöchſte Kabinetsorder vom Aten Juli 1822., wegen einer Praͤkluſivfriſt 
zur Anmeldung der verſchiedenen, aus der Zeit der ehemaligen Herzoglich⸗ 
Warſchauſchen Verwaltung an das Großherzogihum Poſen und die . 
ulm, Thorn und Michelau zu machenden Forderungen, é 


Hise die Kabinetsorder vom 25ſten April d. J. habe Ich dem Staatsmini⸗ 
ſterio auch in Anſehung der Regulirung derjenigen Anſpruͤche an das Groß her⸗ 
zogthum Poſen und an die Kreiſe Culm, Thorn und Michelau aus der Zeit der 
ehemaligen Herzoglich⸗Warſchauſchen Verwaltung, welche 
1) aus dem Zeitraum vom erſten September 1807. bis Ende Juni 1808 
‘fir Lieferungen und Leiſtungen, die nach der Inſtruktion für die Ware 
ſchauer Zentral⸗Liquidations⸗Kommiſſion vom + pren Marz 1809. fuͤr li⸗ 
quidationsfaͤhig erklaͤrt worden find; welche. 7 
2) aus Lieferungen zur Verpflegung der Herzoglich⸗ Warſchauſchen Truppen 
in dem Zeitraum vom Juli 1808. bis Ende September 1809. oder 
3) aus Lieferungen zur Verpflegung der Ruſſiſchen Armee vom Iſten Mai 
| 1814. bis letzten Mai 1815. herruͤhren; oder 
4) die nach der beſtandenen Herzoglich⸗Warſchauſchen Verfaſſung den Staats- 
Kaſſen zur Berichtigung obgelegenen Verwaltungs⸗Nuͤckſtaͤnde aus der 


Zeit 


das „ in 


— 163 — 


Zeit vor und während der Adminiſtration des Warſchauer Staats uͤber⸗ 
haupt, inſonderheit aber etatsmaͤßige Gehalts ⸗, Penfions-, Kompetenzruͤck⸗ 


5 ſtaͤnde, ferner rückſtaͤndige Diaͤten, ruͤckſtaͤndige Lazareth⸗ yore 5 


- Berwaltungs⸗, wie auch Backkoſten betreffen, 
Meine Abſicht zu erkennen gegeben. Auch ſollen 
5) die Forderungen, welche die Feldmeſſer, Forſtbedienten und bie Wachter 
der Domainen, wenn letztere im jetzigen Großherzogthum Poſen und den 
Kreifen Culm, Thorn und Michelau a. find zu haben vermeinen, 


regulirt Y werden. 


In Verfolg dieſer Order beſtimme Ich zur Anmeldung und Giauibation 
der fo eben ſpeziftzirten Forderungen, fo wie zur Beibringung vollſtändiger dar⸗ 
aber ſprechender Beläge bei der dieſerhalb anzuordnenden Kominiffion in Bronte 
berg eine ſechsmonatliche Praͤkluſiofriſt, und zwar in der Art, daß auch diejeni⸗ 
gen dieſer Forderungen, welche ſchon fruͤher bei einer Behörde nachgeſucht ſeyn 


ſollten, in gedachter Art anzumelden und zu liquidiren ſind, um Kenntniß von 


der Natur und Beſchaffenheit dieſer Forderungen zu erhalten, und demnaͤchſt zu 
beſtimmen, wie ſolche nach Maaßgabe der zu deren Befriedigung e 
Fonds behandelt werden ſollen. 

Es verſteht ſich, daß alle innerhalb jener Friſt nicht liguidirte diesfellge 
Forderungen ohne Ausnahme und ohne weiteres ſpezielles Verfahren uͤberhaupt 
pints als erloſchen betrachtet und behandelt werden muͤſſen; in welcher Art 

das Aufgebot durch die zu einer hinreichenden e Siana ſcheinenden 
offentlichen Blaͤtter zu erlaſſen. 

Berlin, den Aten Juli 1822. „ . 
Frieder ein. 

An. Ge . 


x 1 T - rn 17435" Ze Fr ver 


(No. 739.) Geſetz über die Zuläſſigkelt der Wechſelklage gegen den wechſelfaͤhigen Accep⸗ 
tanfen eines von einem nicht wechſelfahigen Ausſteller gezogenen Wechſels. 
Dont 1iten Juli 1822. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, aran bon 


Preußen rc, ne. 

In dem H. 983. Theil II. Titel 8. des Allgemeinen Landrechts in zwar im 
Allgemeinen vorgeſchrieben, daß die Acception eines gezogenen Wechſels gegen 
den Acceptanten die Wechſelverbindlichkeit begruͤnde; es HT jedoch dabei nicht aus⸗ 
gedruͤckt, ob dieſe paa die Be ana des Aeeeptanten 

allein, 


allein, oder auch die des Ausſtellers vorausſetze. Wir verordnen daher mit 
Beruͤckſichtigung der allgemeinen Natur des gezogenen Wechſelgeſchaͤfts, und 
um die inländische Geſetzgebung mit derjenigen der wichtigften Handelsplaͤtze des 

E Auslandes in Uebereinſtimmung zu bringen, nach derte Gutachten Unſeres 

Staatsrathes, hierdurch: 

i daß bei gezogenen Wechſeln das Wechſelrecht gegen den Acceptanten von 
der Wechſelfaͤhigkeit deſſelben allein, nicht aber von derjenigen des Aus⸗ 
ſtellers, abhaͤngig ſeyn ſoll. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhöchften Unterfehrit, und mit Beidruͤckung 
Unſeres Königlichen Inſiegels. 
Gegeben Wel, den ııten Juli 1822. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt: 
Frieſe. 
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(No. 7 40% Geſet die nn der Staatsdiener zu den Gemeineaften Sf, 
et > Vom 11ten Juli 1822. 


e oe ae Wie Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, Koni N 
RZ Tr ß 
Da diejenigen Beſtimmungen, welche in den H. 2. 05 3. ber unterm 
ee “unten Dezember 1809. ergangenen Deklaration des §. 44. der Staͤdteordnung 
S „vom Iten November 1808. enthalten find, theils mehrfache Zweifel veranlaßt 
2 = Jus ts, haben, theils nicht mehr überall zu den gegenwärtigen Verhaͤltniſſen paſſen, fo 
2a haben Wir auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, und nach erfordertem 
e „Gutachten Unſeres Staatsraths beſchloſſen, mit Aufhebung jener Beſtimmungen 
SEE = Nachſtehendes zu verordnen: f 

F. I. Das Dienſteinkommen der Beamten kann von den Gemeinen, zu 
: a welchen dieſelben gehören, uberhaupt nur dann beſteuert werden, wenn auch der 
Beitrag der übrigen Einwohner des Orts in der Form einer allgemeinen Einkom⸗ 
. » menſteuer erhoben wird. 
ee Be eee eve Hii §. 2. Das Dienſteinkommen foll bei einer ſolchen Beſchatzung fortan im 
J Uuebrigen zwar wie das Einkommen der Buͤrger behandelt, darf aber, weil es 

: einerſeits feinem ganzen Daſeyn nach von dem Leben, der Geſundheit und andern 
„ zufaͤlligen Verhaͤltniſſen der Perfor abhaͤngig, und andererſeits ſeinem ganzen 
. Betrage nach, beſtimmt iff, und dadurch auf der einen Seite gegen Grund- und. 
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theil ſteht, immer nur mit einem Theile ſeines Betrages zur Quotiſirung gebracht 
werden, welcher hierdurch auf die Halfte beſtimmt wird:: mn 
3. IH auch dem Staate daran liegen muß, daß den Beamten, welche 

als ſolche ihr Einkommen durch die den uͤbrigen Einwohnern vermittelſt des fladti- 
ſchen Vereins dargebotene Gelegenheit zum Erwerb nicht vermehren konnen, ihr 5 
Unterhalt unter keinerlei Umſtaͤnden zu ſehr geſchmaͤlert werde; fo verbleibt es bei a] 
der Beſtimmung, daß im aͤußerſten Fall an direkten Beiträgen aller Art, und zu 2 S F 
ſaͤmmtlichen Gemeinebeduͤrfniſſen bei Gehalten unter Zwei Hundert und Funfzig a 
Thalern nicht mehr als Ein Prozent, bei Gehalten von Zwei Hundert und Funf⸗ 
zig Thalern bis zu Fuͤnf Hundert Thalern ausſchließlich nicht mehr als Anderthalb 
Prozent, und bei hoͤheren Gehalten nicht mehr als Zwei Prozent des geſammten 
Dienſteinkommens gefordert werden koͤnnen. 5 2 > 

F. 4. Zu den ſaͤmmtlichen Gemeinebeduͤrfniſſen in dieſem Sinne ſind 
zwar, wie ſich von ſelbſt verſteht, die Staatsſteuern und Staatslaſten, welche 
gemeineweiſe erhoben und abgetragen werden, nicht zu zählen; die Beiträge der 
Gemeinen zu provinziellen Inſtitutionen und zur Abwickelung ſowohl der Provin⸗ 
zial- und Kreis- als ihrer beſondern Kriegs- und andern Schulden, Ruͤckſtaͤnde 
und Verpflichtungen, ſind aber darunter mit begriffen. Es darf auch derentwe⸗ 
gen bei Beſteuerung der Gehalte der Staats⸗Beamten wher das vorbeſtimmte 
Maximum nicht hinausgegangen werden. f i 

§. 5. Das Dienfteinfommen von zufälligen Emolumenten wird gleich: 

den fixen Gehalten befteuert. Zu dieſem Bebuf beſtimmt den Betrag derſelben 
nach einer runden Summe die dem ſteuerpflichtigen Beamten vorgeſetzte Behoͤrde. 
H. 6. Nach dieſen Grundſaͤtzen haben die ſteuerpflichtigen Individuen alle 
diejenigen Gemeineſteuerbeitraͤge zu leiſten, welche innerhalb der Zeit, da ſie der 
Gemeine angehoͤren, auf dieſelben vertheikt, und zugleich faͤllig werden, wenn 


auch das Beduͤrfniß vor ihrem Eintritte entſtanden iſt. Dagegen werden fie, 
wenn ſie die Stadt verlaſſen, auch von jeder ferneren Beitragsverbindlichkeit 


vollig befreiet. f a TE 
F. 7. Von ihrem etwanigen beſonderen Vermoͤgen und andern Einkom⸗ 


men haben auch die Staatsbeamten ihre Beitraͤge zu den Gemeinelaſten ihres 


Wohnorts gleich anderen Buͤrgern oder Schutzverwandten, je nachdem ſie das eine 
oder das andere ſind, zu entrichten. aP ye 17 

H. 8. Alles Vorſtehende gilt nur von Unſeren beſolbeten unmittelbaren <a wv e 2% 4 
Stagtsdienern, wohin alſo ſtaͤdtiſche Beamte, die von. den Städten beſoldete ? „ 


nenn be, Ae, lfu, 


Polizeibeamten mit eingeſchloſſen, landſchaftliche, Wittwenkaſſen⸗ und unbe) ae 


Scozietaͤtsbeamte, Juſtizkommiſſarien und Notarien, Juſtitiarien bei Patrimo⸗ „ aa) 


nialgerichten, Aerzte, Kuͤnſtler und dergleichen nicht zu zählen: find. Jeder ee e , e 


Staatsbeamter aber, welcher einer Behoͤrde angehoͤrt, und bei derſelben ſeinen e, be u 0 en, 


beſtandigen Mohnſitz haben muß, iſt unter allen Umſtaͤnden als ein Einwohner F 
derjenigen Stadt zu betrachten, in welcher dieſe Behoͤrde ihren Sitz hat. F EE, dec, 


N ai eee P el 


eeoa N 9. 


Ç tye we «Of $55.7} Ah ol all oy, 


Sans Tun fh zZ WS Facey addons 


o O21 Sa) We: 7824 gt 
5. Fi few Sor peas WS, 


§. 9. Zivil⸗ und Mulltäicbeamke⸗ nicht minder ſaͤmmtliche Empfaͤnger 
von Wartegeldern und Penſionen, werden zwar uͤbrigens nach gleichen Grund⸗ 


SS Ren behandelt. 

an nn Amin F. 10. Jedoch bleiben von allen direkten Beiträgen zu den Gemeine⸗ 
Ps, (Riga enger, laſten befreiet: 

* . S —— . 2 die aus Staatskaſſen zahlbaren Penſionen der Wittwen und die Guire 
ee hungsgelder fuͤr Waiſen ehemaliger Staatsdiener; caw. 244-7228, 
b) eben dergleichen Penſionen, imgleichen Wartegelder der Staatsdiener ſelbſt 
Eas ac it mn u Gen. ein deren jaͤhrlicher Betrag die Summe von Zweihundert und soe 
Lise ok welch, ogre. Thalern nicht erreicht; 

= Er“ 53 Se K Sterbe⸗ und Gnadenmonate; 

een eee alle diejenigen Dienſt⸗Emolumente, welche blos als Erſatz baarer Aus⸗ 
ae ee eee, eee, lagen zu betrachten ſind; n 
E S onttin CF WME Beſoldungen und Emolumente der beim ſtehenden Heer und bei den 
R .: Landwehrſtaͤmmen in Reihe und Glied befindlichen aktiven Militairper⸗ 
ee Fe A fonen, imgleichen der auf Inaklivitaͤtsgehalt geſetzten Offiziere; und 
eee, len ee. Hop e J) diejenigen der Geiſtlichen und Schullehrer. f 
55 §. II. Auch werden außerordentliche und einſtweilige Gehuͤlfen in a 
ee. Buregux der Staatsbehoͤrden in Hinſicht der Gemeinelaſten den Staatsdienern 
See nicht gleich, und als ſolche uͤberhaupt nicht fuͤr Einwohner des Orts geach⸗ 
ge, be hes tet, ſondern nur, wenn ſie anderweitig ihren Wohnſitz im rechtlichen Sinne am 
E Orte haben, gleich andern Buͤrgern oder Schutzverwandten behandelt, je nach⸗ 
Ss dem ſie zu der einen oder andern Klaſſe gehören. 

E $. 12. Zu den indirekten Gemeineabgaben muß aber ein Jeder, und 


e, lee, ee, 


| fas ee. auch die von den direkten Gemeinebeitraͤgen befreieten Perſonen, beitragen. 
K E Auch find die Staatsdiener nicht berechtigt, dasjenige, was ſie hierauf entrich⸗ 
ae ten, bei den direkten Beiträgen von den Beſoldungen in Anrechnung zu bringen. 


) $. 13. Die gegemmärtigen Beſtimmungen gelten zunaͤchſt nur für die⸗ 
jenigen Städte, woſelbſt die Staͤdte-Ordnung vom Igten November 1808. 
eingeführt iſt. In den übrigen Städten bleiben die jeden Orts bisher beſtan⸗ 
denen geſetzlichen Vorſchriften wegen Erhebung der Gemeineſieuern in Kraft; 
wo aber ſolche zweifelhaft find oder Lücken haben, find dieſelben dergeſtalt, wie 
ſie den gegenwaͤrtigen Beſtimmungen am nächſten kommen, beziehungsweiſe zu 
deuten und zu ergaͤnzen. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſten U. nterſchrift, und mit Beidruckung 
Unſeres Königlichen Inſiegels. 8 Berlin, den Liter Juli 1822. 


(IL. 8.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſte in, 
Beglaubigt: Frieſe. 


(No. 741.) S : 
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von der Stadtgemeine aufgebracht werden. 
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Paa œr Deklaration des Geſetzes vom 7ten September 1811., die re Vers 
haͤltniſſe der Gewerbe betreffend. Vom 1 4ten Juli 1822, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
: Preußen ꝛc. de. 


Da die in dem Geſetz vom zten September 1811. über die Ablöfung der Real⸗ 
Gewerbsberechtigungen 69. 32. bis 50. enthaltenen Vorſchriften von den aus⸗ 
fuͤhrenden Behoͤrden theils unrichtig angewendet, theils nicht uͤberall anwendbar 
gefunden ſind, ſo verordnen Wir nach vernommenem Gutachten Unſers Staats⸗ 
raths, wie folgt: 
§. 1. Auch diejenigen ausschließlichen, vererblichen und verdußerlichen und 88 33. 
Gewerbsberechtigungen in den Staͤdten, welche, es ſey gar nicht, oder nicht mit 
allen dieſen Eigenſchaften, in den Hypothekenbuͤchern eingetragen ſind, ſollen ab⸗ 
gelöfet, und, bis dieſes geſchehen, verzinſet werden, in ſofern jene Eigenſchaften, 
inſonderheit das Recht, die Vermehrung der Gerechtigkeiten zum Gewerbe gleicher x 
Art verhindern zu fonnen, auf andere rechtliche Weiſe, es fey durch Privilegien 
oder durch den Beſitz eines Unterſagungsrechts, dargethan werden. : 
§. 2. Doch ſind uͤberall nur folche Berechtigungen z zur Abloͤſung zuzulaſ⸗ ) 
fen, welche innerhalb des Zeitraums vom Iften Januar 1791. bis zum Tage der 
Bekanntmachung des Geſetzes vom 2ten November 1810. entweder ausgeuͤbt, 
oder aber für ſich allein, außer Verbindung mit Grundſtuͤcken, verkauft wor⸗ 
den ſind. 
. K. 3 Bei der Abſchaͤtzung des Preiſes der Berechtigungen iſt durch das bi ig 
Geſetz vom 7ten September 1811. die verfaſſungsmaͤßige Einwirkung der, der 
Regierung vorgeſetzten Behoͤrden keinesweges ausgeſchloſſen, vielmehr ſind ſowohl 
die Stadtverordneten⸗Verſammlungen und Magiſtraͤte, als die Regierungen, den 
desfallſigen naͤheren Anweiſungen der ei. TUOS puͤnktlich nachzu⸗ 
kommen verpflichtet. 
H. 3. Der Fond zur Verzinſung und Ablösung foll fortan an allen Or⸗ , Sit SS. 36- 
ten, wo der Ablöfungs- und Tilgungsplan nicht ſchon feſtſteht, und in Ausuͤbung 
gekommen iſt, nicht allein von den tete gleiches Art, . auch 


% 5. Alle diejenigen namlich, welche Ba Geiberbe i im Poltzeibeztrke der 
Stadt fortan betreiben, haben nach dem Umfang ihres Gewerbes verhaͤltniß⸗ 
mäßige jaͤhrliche Beiſtenern zu dem Abloͤſungsfond zu leiſten, und der SL 
der Stadt hat dieſelben, mit Vorbehalt des Rekurſes an die vorgeſetzte Regierung, 
dergeſtalt zu vertheilen, daß kein Gewerbtreibender dadurch außer Nahrungsſtand s 


E geſetzt werde. 
Den 


* 


Den Inhabern der abzuloͤſenden Berechtigungen follen jedoch keine Baa ⸗ 3 


zahlungen angeſonnen, fondern ihre Beirdge mittelſt Kompenfation von den ihnen 


gebuͤhrenden Zins- und Entſchaͤdigungsſummen in Abzug gebracht werden. 


Fi. 6. Was nach Abrechnung des ſchuldenfreien Gewerbsvermoͤgens und 


der Beitraͤge der Gewerbtreibenden noch fehlt, um die Ablöfung der unten (H. 8.) 
enthaltenen Beſtimmung gemaͤß zu Stande zu bringen, muß in darnach berech⸗ 


neten ‚gleichmäßigen Jahresbeitragen die Stadtgemeine aus ihren Mitteln zu: 


chießen. E 
L 2 H. 7. Die ſtaͤdtiſche Behörde jeden Orts beſtimmt, unter Genehmigung 
der Regierung, in welcher Art dieſes geſchehen ſoll. Sie kann dazu nicht allein 
die ihr in dem Geſetz uber die Einrichtung des Abgabenweſens vom Zoften Mat 
1820. H. 13. freigelaſſenen Mittel wählen, ſondern auch eine Erhöhung der 
Steuer auf das Braumalz und eine Verbrauchsſteuer auf das Brennmaterial 
in Vorſchlag bringen. g eer | 55 
$. 8. Aller Orten, wo ber Verzinſungs⸗ und Abloͤſungsfond noch nicht 


gebildet iſt, muß ſolches nunmehr ſofort dergeſtalt geſchehen, daß der Abloͤ⸗ 


ſungsplan ſpaͤteſtens nach Ablauf von zwei Jahren in Ausuͤbung kommt, und 
dieſer Abloͤſungsplan muß ſo angefertigt ſeyn, daß das ganze Abloͤſungsgeſchaͤft 
in laͤngſtens Dreißig Jahren, vom Tage der Verkuͤndung dieſer Deklaration an 
gerechnet, beendigt iſt, in ſofern nicht die Gemeine, durch größere Zuſchuͤſſe eine 
kuͤrzere Tilgungsperiode herbeizuführen, fir nothig erachten ſollte. : 

H. 9. Die feit dem Iften Dezember 1810. angeſchwollenen Zinfen des 


Abloͤſungswerths der Berechtigungen ſollen, im Mangel einer Einigung uͤber 


eine fruͤhere Berichtigung, allmaͤhlig neben den laufenden Zinſen dergeſtalt be⸗ 
richtigt werden, daß fie ſpaͤteſtens mit dem Ende der Abloͤſungsfriſt völlig ge⸗ 
tilgt find, und können über dieſe Zinsruͤckſtaͤnde unzinsbare Anerkenntniſſe aus⸗ 
geſtellt werden. ee eee 


$. 10. Dagegen follen aber auch die Gemeinen berechtigt ſeyn, die 
ſeit dem Iſten Dezember 18 10. nicht eingezahlten Beiträge derjenigen, welche 
ſeitdem die mit ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen beſchwert geweſenen Ge⸗ 


werbe betrieben haben, in dem §. 5. beſtimmten Maaße nachträglich einzuheben. 


Urkundlich haben Wir dieſe geſetzliche Deklaration Allerhoͤchſteigenhaͤndig 


vollzogen und derſelben Unſer Koͤnigliches Inſiegel beifuͤgen laſſen. 
Gegeben, Berlin den IIten Juli 1822. 2 


u Friedrich Wilhelm. 


C. Furſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
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